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Diese Lesefassung berücksichtigt 
die Satzung der Stadt Hoyerswerda über die öffentliche Wasserversorgung in der Fassung vom 
16.12.2008, veröffentlicht am 23.12.2008 im Amtsblatt Nr. 573. 
 
 
 

Satzung der Stadt Hoyerswerda 
über die öffentliche Wasserversorgung 

 
§ 1 

Öffentliche Einrichtung 
 
(1) Der Stadt Hoyerswerda (nachfolgend Stadt genannt) obliegt die Pflicht, in ihrem Gebiet die 

Bevölkerung und die gewerblichen und sonstigen Einrichtungen ausreichend mit Trinkwasser zu 
versorgen. Die Wasserversorgung wird über die öffentliche Wasserversorgungsanlage durch die 
Versorgungsbetriebe Hoyerswerda GmbH (nachfolgend VBH genannt) durchgeführt. 

 
(2) Der Anschluss an die öffentliche Einrichtung erfolgt nach Maßgabe der Verordnung über Allgemeine 

Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom  20.06.1980 (BGBl. I S. 750) und 
den Ergänzenden Bestimmungen der VBH zur AVBWasserV sowie dem Preisblatt in der jeweils 
gültigen Fassung auf der Grundlage privatrechtlicher Verträge, die zwischen den VBH und den 
Anschlussnehmern abgeschlossen werden. Die VBH sind berechtigt, in besonderen Fällen 
Sonderverträge mit Anschlussnehmern abzuschließen. 

 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 
 
(1) Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, 

Wohnungserbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung des Grundstücks 
Berechtigte tritt an die Stelle des Grundstückseigentümers. Von mehreren Berechtigten ist jeder 
berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Als Wasserabnehmer gelten die Anschlussnehmer, die zur Nutzung eines Grundstücks oder 

einer Wohnung berechtigten Personen und alle sonstigen zur Entnahme von Wasser auf dem 
Grundstück Berechtigten sowie jeder, der der öffentlichen Wasserversorgung tatsächlich Wasser 
entnimmt. 

 
(3) Die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen haben den Zweck, die im Stadtgebiet 

angeschlossenen Grundstücke mit Trinkwasser zu versorgen. Öffentliche Wasserversorgungsanlagen 
sind insbesondere das öffentliche Verteilnetz, Hochbehälter und Pumpwerke. Zu den öffentlichen 
Wasserversorgungsanlagen gehören auch die Hausanschlüsse im Bereich der öffentlichen 
Verkehrs- und Grünflächen bis zur Grundstücksgrenze. Über die technische Herstellung und 
Änderung der Anlagen sowie deren Art und Umfang entscheiden die VBH. 

 
(4) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Verteilungsnetzes mit der Anlage des 

Anschlussnehmers (Kundenanlage). Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und 
endet mit der Hauptabsperrvorrichtung. Hauptabsperrvorrichtung ist das in Fließrichtung des 
Wassers vor der Messeinrichtung angeordnete Absperrventil. Kundenanlagen sind nicht 
Bestandteil der öffentlichen Versorgungsanlagen. 
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(5) Die Kundenanlage stellen alle Wasserleitungen und sonstige Wasserverbrauchseinrichtungen 

nach der Hauptabsperrvorrichtung (außer Wasserzähleinrichtung) dar. 
 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Anschlussnehmer (§ 2 Abs. 1) eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstücks ist 

berechtigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die 
Belieferung mit Trinkwasser nach Maßgabe des § 57 Abs. 1 SächsWG und dieser Satzung zu 
verlangen. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht nach Absatz 1 gilt auch für die sonstigen Wasserabnehmer. 
 
(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 

Versorgungsleitung erschlossen werden. Die Wasserabnehmer können nicht verlangen, dass eine 
neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 

 
(4) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann abgelehnt 

werden, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen erfordert. Dies gilt auch für die Fälle des § 57 Abs. 2 Nr. 3 SächsWG. 

 
(5) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 3 und 4, sofern der 

Anschlussnehmer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden 
Mehrkosten zu übernehmen und auf Verlangen Sicherheiten zu leisten. Einzelheiten, insbesondere 
die Frage, wer den Unterhaltungs- und Erneuerungsaufwand trägt, werden durch Vereinbarung 
geregelt. 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser verbraucht wird, sind verpflichtet, diese 

Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie an ein 
öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen Versorgungsleitung grenzen oder ihren unmittelbaren 
Zugang zu einer solchen öffentlichen Straße durch einen öffentlichen oder privaten Weg, ein 
öffentlich-rechtlich gesichertes Leitungsrecht oder dadurch haben, dass für das dazwischen 
liegende Grundstück Eigentümeridentität besteht. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere 
Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Gebäude anzuschließen.  
Bei Neu- und Umbauten muss der Anschluss vor der Schlussabnahme des Baus ausgeführt 
sein. 

 
(2) Anschlussnehmer, deren Grundstücke an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen sind, 

haben ihren gesamten Wasserbedarf aus dieser zu decken. Ausgenommen hiervon ist 
Niederschlagswasser und Brunnenwasser zur Gartenbewässerung. Die Bestimmungen des 
SächsWG bleiben unberührt. 

 
(3) Die Anschluss- und Benutzungsverpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 treffen auch die 

sonstigen Wasserabnehmer. 
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§ 5 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung ist der nach § 4 

Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu befreien, als ihm der Anschluss wegen seines, die 
öffentlichen Belange überwiegenden, privaten Interesses an der eigenen Versorgung mit 
Trinkwasser nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 
Die Befreiung vom Anschlusszwang umfasst auch die Befreiung vom Benutzungszwang. 

 
(2) Von der Verpflichtung zur Benutzung der öffentlichen Wasserversorgung ist der nach § 4 

Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu befreien, als im Rahmen des wirtschaftlich 
zumutbaren der Bezug auf den vom Verpflichteten gewünschten Verbrauchszweck oder auf 
einen Teilbedarf beschränkt werden kann. Der Wasserbedarf im Übrigen ist aus der öffentlichen 
Wasserversorgung zu decken. 

 
(3) Der Antrag auf Befreiung gem. Abs. 1 und. 2 ist unter Angabe der Gründe bei den VBH oder der 

Stadt schriftlich einzureichen. Die Befreiung wird durch die Stadt erteilt und kann befristet, unter 
Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. Die erforderlichen Nachweise hat 
der Verpflichtete auf eigene Kosten beizubringen. 

 
§ 6 

Eigengewinnungsanlagen 
 
Der Grundstückseigentümer hat den VBH vor Errichtung einer Eigengewinnungsanlage (z. B. 
Brunnen/Brauchwasseranlagen) Mitteilung zu machen. Er hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass von seiner eigenen Anlage keine Rückwirkungen in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz ausgehen. 
 

§ 7 
Anzeigepflichten 

 
(1) Binnen eines Monats haben der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte und der sonst 

dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte den VBH als Erfüllungsgehilfin der Stadt den Erwerb oder 
die Veräußerung eines an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen angeschlossenen 
Grundstücks anzuzeigen. 

 
(2) Eine Grundstücksübertragung ist vom Erwerber und vom Veräußerer anzuzeigen. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Bestellung, Veräußerung und Löschung von Erbbaurechten und 

anderen dinglichen Rechten entsprechend. 
 

§ 8 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 
(1) Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung der  Wasserversorgung oder durch 

Unregelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Stadt aus dem Benutzungsverhältnis 
oder unerlaubter Handlung im Falle 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Wasserabnehmers, es sei 

denn, dass der Schaden von der Stadt oder einem ihrer Bediensteten oder einem 
Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist, 
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2. der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 

durch grobe Fahrlässigkeit der Stadt oder eines ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch 
grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten Organs der Stadt verursacht worden ist. 
§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von 
Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

 
(2) Absatz 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern anzuwenden, die diese gegen ein 

drittes Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Stadt ist 
verpflichtet, den Wasserabnehmern auf Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch 
ein drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihr 
bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kenntnis zur 
Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist. 

 
(3) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15,00 €. 
 
(4) Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 

1), und erleidet dieser durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet die Stadt dem Dritten gegenüber 
in demselben Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsverhältnis. 

 
(5) Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er  im Rahmen 

seiner rechtlichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass dieser aus unerlaubter Handlung keine 
weitergehenden Schadensersatzansprüche erheben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 
vorgesehen sind. Die Stadt hat den Anschlussnehmer darauf bei Begründung des 
Benutzungsverhältnisses besonders hinzuweisen. 

 
(6) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Stadt oder, wenn dieser feststeht, dem 

ersatzpflichtigen Unternehmer mitzuteilen. Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an 
einen Dritten weiter, so hat er diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen. 

 
§ 9 

Anordnungsbefugnis, Haftung der Wasserabnehmer 
 
(1) Die Stadt kann nach pflichtgemäßem Ermessen die notwendigen Maßnahmen im Einzelfall 

anordnen, um rechtswidrige Zustände zu beseitigen, die unter Verstoß gegen Bestimmungen 
dieser Satzung herbeigeführt worden oder entstanden sind. Sie kann insbesondere Maßnahmen 
anordnen, um drohende Beeinträchtigungen öffentlicher Wasserversorgungsanlagen zu 
verhindern und um deren Funktionsfähigkeit aufrecht zu erhalten. Dies gilt ebenso für 
Maßnahmen um eingetretene Beeinträchtigungen zu minimieren und zu beenden, sowie um die 
Funktionsfähigkeit der Wasserversorgungsanlagen wiederherzustellen. 

 
(2) Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte Schäden, die insbesondere infolge einer 

unsachgemäßen Benutzung oder den Bestimmungen dieser Satzung, der AVBWasserV und den 
Ergänzenden Bestimmungen der VBH zur AVBWasserV zuwiderlaufenden Benutzung oder 
Bedienung der Anlagen zur Wasserversorgung entstehen. 
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(3) Der Ersatzpflichtige hat die Stadt und die VBH von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die 

wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Sind Ansprüche auf Mängel an mehreren 
Verbrauchsanlagen zurückzuführen, so haften die Anschlussnehmer als Gesamtschuldner. 

 
§ 10 

Unklare Rechtsverhältnisse 
 
Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle 
des Grundstückseigentümers nach den Vorschriften dieser Satzung der  Verfügungsberechtigte  im 
Sinne von § 8 Abs. 1 des Gesetzes über die Feststellung der Zuordnung von ehemals volkseigenem 
Vermögen (Vermögenszuordnungsgesetz - VZOG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29.3.1994 (BGBl. I, S. 709), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.04.2006 (BGBl. I S. 866), in der 
jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig i. S. von § 124 Abs. 1 SächsGemO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

a) der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentliche Einrichtung nicht nachkommt (§ 4); 
b) gegen den Benutzungszwang verstößt (§ 4); 
c) seine Mitteilungspflicht gemäß § 6 dieser Satzung verletzt. 

 
(2) Die Vorschriften des Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (SächsVwVG) bleiben 

unberührt. 
 

§ 12 
Übergangsbestimmungen 

 
Soweit nach dem bisherigen Recht Abgabenansprüche entstanden sind, gelten die 
Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld gegolten haben. 
Vor dem  Inkrafttreten dieser Satzung eingeleitete Genehmigungsverfahren werden nach den 
Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 
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